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VLADIMIR: What do we do now?

ESTRAGON: Wait.

VLADIMIR: Yes, but while waiting.

ESTRAGON: What about hanging ourselves?

VLADIMIR: Hmm. It‘d give us an erection.

ESTRAGON: (highly excited). An erection!

Samuel Becket, Waiting for Godot

Die jüngsten Erfolge der Rechten kamen 
nicht überraschend. Seit Jahren wird vor-
hergesagt, was jetzt in Sachsen-Anhalt 
und Mecklenburg-Vorpommern geschah: 
dass eine rechtspopulistische Partei 
Landtagswahlen gewinnt und absehbar 
wenigstens in einem Bundesland auch 
regieren wird. Obwohl die Wahlprog- 
nosen über Monate hinweg mit einer er-
schreckenden Genauigkeit das Ergebnis 
vorwegnahmen, herrschte Fassungslo-
sigkeit, als die ersten Hochrechnungen 
bekannt wurden; und eine nicht nur me-
diale Erregung. Mit dem Erleben der Ka-
tastrophe geht eine ganz eigene Faszina-
tion einher, erfasst die Menschen, lässt 
sie von einem Newsportal zum nächsten 
Social Media Kanal scrollen, um auch 
den neusten Skandal, die nächste Hiobs-
botschaft, nicht zu versäumen. Wie im 
Dialog von Vladimir und Estragon in Be-
ckets ›Warten auf Godot‹: Angesichts der 
Umstände lässt sich dem Strick immer-
hin die Aussicht auf Erektion abgewin-
nen. 

Was jetzt kommt, ist ebenso absehbar. 
Zwar kann auch eine AfD-Regierung in 
Sachsen-Anhalt keine Bundesangelegen-
heiten regeln – sie kann bspw. weder im 
Straf- noch im Aufenthaltsrecht unmit-
telbar gesetzgeberisch wirken. Aber sie 

kann mittelbar Einfluss nehmen – über 
die Länderkammer, aber vor allem, in-
dem sie die Themen setzt, mit denen sie 
die übrigen Parteien vor sich her treibt. 
Man kennt das: Wenn Rechtsaußen einer 
brüllt, hallt es aus der Mitte zurück (und 
oft auch von links). »Am Anfang ist es nur 
ein Tonfall«, schreibt Robert Misik. »Ein 
leichtes Verrutschen der Sprache, ein 
paar neue Vokabeln, die plötzlich überall 
herumliegen wie Werbeflyer im Stiegen-
haus. Man übernimmt sie halb ironisch, 
halb genervt, und ehe man es merkt, 
sprechen sie durch einen.« (Robert Misik, 
Erziehung zur Grausamkeit) 

Ein Wettbewerb der Niedertracht ist im 
Gange und wer glaubt, dies träfe nur 
ein paar Afghanen, die unter dem Jubel 
der Boulevardpresse in ein von einer is-
lamistischen Terrorgang kontrolliertes 
Bürgerkriegsland verfrachtet werden, 
als sei die Genfer Flüchtlingskonvention 
lediglich eine Empfehlung für schönes 
Wetter, der irrt. Sind die grundlegends-
ten moralischen und ethischen Grenzen 
im Umgang mit Menschen erst einmal 
eingerissen, kann auf Humanität im Um-
gang auch mit allen anderen, die als 
störend empfunden werden, nicht mehr 
gesetzt werden. 

Als »Aporie der Menschenrechte« be-
schrieb Hannah Arendt die Erfahrung, 
dass abstrakte, vermeintlich angebore-
ne Rechte aller Menschen in der Regel 
genau dann versagen, wenn sie benötigt 
werden – solange sie nicht als konkre-
te Rechte von Bürger:innen einklagbar 

sind. Unmenschlichkeit ist wie Gewalt 
ein Mittel rechter Propaganda, das genau 
hier ansetzt: ›Schaut her, soviel sind Eure 
angeblich so großartigen Menschenrech-
te wert.‹ Deshalb haben Unmenschlich-
keiten, grobe Behandlung und Gewalt 
so einen festen Platz in der Rethorik und 
Propaganda autoritärer Bewegungen, 
während ihre Strategie darauf zielt, sol-
che einklagbaren Rechte zu schleifen, 
die dem rücksichtlosen exekutivischen 
Durchgreifen im Wege stehen – wenn 
sie nicht gleich ignoriert werden. Denn 
die Bindung an das Recht, wo schon kein 
Platz für Humanität ist, war den autori-
tären Charakteren stets ein Ausdruck von 
Schwäche und ›Legalismus‹, während 
der Bruch mit den Gewalt und Grobheit 
beschränkenden Gesetzen als Stärke gilt. 
Autoritäre brauchen, um ihren Staatsju-
risten Carl Schmitt abzuwandeln,  »um 
Recht zu schaffen, nicht Recht zu haben«.  

Das ist offenkundig ansteckend. Kaum 
hatte die AfD in Sachsen-Anhalt die Wahl 
gewonnen, da forderte der Innenminis-
ter des benachbarten Sachsen, Armin 
Schuster (CDU), das Individualrecht auf 
Asyl einfach ganz abzuschaffen und die 
Europäische Menschenrechtskonvention 
umzuschreiben. Es wird nicht lange dau-
ern, bis die Idee sich auch in der Bundes-
politik eingenistet hat. Der rechte Kultur-
kampf ist auch deswegen so erfolgreich, 
weil andere die Themen bereitwillig 
übernehmen. Von Dresden über Berlin 
und Magdeburg nach Koblenz oder Reit 
im Winkel wälzen Lokalpolitiker, statt 

vorab
Nicht dumm machen lassen, nicht  
mitblöken: Eine schwierige Aufgabe  
in Zeiten der Niedertracht.  
Von Thomas Uwer



02

Radwege zu bauen oder kommunale Kli-
niken, nur noch die ganz großen Proble-
me, wollen Konventionen umschreiben, 
Bevölkerungen remigrieren, den Sozial-
betrug bekämpfen, Gerechtigkeit und 
Frieden schaffen.   

Absehbar ist auch, dass sich vor Ort 
(Straf-)Rechtspraxis und justizieller All-
tag verändern werden, wenn Schöffen-
ämter und Richterwahlausschüsse suk-
zessive von Rechtsextremisten besetzt 
werden. Es bedarf wenig Phantasie, sich 
auszumalen, wie eine Justiz aussehen 
könnte, die in ganzen Landesteilen auf 
Ebene der Amtsgerichte mit Rassisten, 
Revisionisten und Völkischen besetzt ist 
– und welchem Druck alle anderen Rich-
ter:innen und Staatsanwält:innen ausge-
setzt sein werden. Wie die Justiz gegen 
solche Entwicklungen »resilienter« wer-
den könnte, fragte der Strafverteidi-
ger:innentag in Bochum 2025, und dem 
anwesenden Landgerichtspräsidenten 
fiel nicht viel mehr ein, als eine bessere 
personelle und finanzielle Ausstattung 
der Justiz zu fordern. Das macht wenig 
Hoffnung.

In den USA war es die Justiz, deren Rich-
terinnen und Richter (und nicht zuerst 
die Anwaltschaft), die sich der Exekutive 
widersetzte. Sollte sich die Justiz hier-
zulande auf einen ähnlichen Abwehr-
kampf vorbereiten, dann tut sie es jeden-
falls sehr klandestin und gibt sich alle 
Mühe, die Sache unnötig spannend zu 
machen. Seit dem Frühherbst 2025 tagt 
im BMJV eine sog. Expertenkommission 
(an welcher der Bezeichnung zum Trotz 
auch eine Handvoll Expertinnen betei-
ligt sind) zur Reform des Strafprozesses, 
deren Themen fast vollständig von dem 
Wunsch geprägt sind, Verfahrensrechte 
abzubauen, Verfahren zu beschleunigen 
und Verteidigungsrechte einzudämmen. 
Die vielen drängenden Probleme des 
Strafprozesses, die sich bspw. im Ermitt-
lungsverfahren auftun, werden dagegen 
konsequent ignoriert. Auch Anwaltsver-
bände waren Teil der Kommission, dar-
unter auch die Strafverteidigervereini-
gungen. Sie haben im vergangenen Jahr 
getan, was Verteidiger:innen so oft tun, 
das Schlimmste verhindern, und mit ei-
nigem Aufwand daran gearbeitet, den für 
diesen Herbst angekündigten Reform-
empfehlungen die größten Härten zu 
nehmen und den Aufprall abzumildern. 
Das Ergebnis könnte dennoch einem To-
talschaden nahekommen. 

»Die gegenwärtige Reformdiskussion«, 
heißt es in der Schlusserklärung des 
diesjährigen Strafverteidiger:innentages, 
»übersieht in Gänze, wie sehr das un-
ablässige Streben nach Beschleunigung 
mittels Abbau von Verfahrensrechten 

den Strafprozess nicht nur in seiner Qua-
litätssicherung gefährdet, sondern ihn 
auch einer möglich künftigen, weniger 
demokratischen Werten verpflichteten 
Richterschaft zum Missbrauch gleichsam 
auf dem Silbertablett serviert.« 

Dies beschreibt wiederum nur einen 
Aspekt der allgemeineren Tendenz, die 
oft nervige und aufwendige, aber schüt-
zende Form vorauseilend abzuschleifen, 
um das Durchregieren und -urteilen zu 
erleichtern. Wie in anderen Bereichen 
auch – bspw. dem Schutz von Flüchtlin-
gen vor Deportation in ein Land, in dem 
ihnen Verfolgung droht – ist die Sorge 
nicht ganz unbegründet, dass, sollten 
die Faschisten endlich Macht ausüben, 
der Rechtsstaat bereits derart löchrig ist, 
dass ein Schubser reichen wird, ihn voll-
ends zum Einsturz zu bringen. 

So weit sind wir noch nicht. Aber was tun 
wir bis dahin? Warten. Und uns erregen. 

Längst kontrollieren die Autoritären die 
Debatten oder interpretieren sie um. 
Durch reine Masse haben sie die sog. 
Sozialen Medien weitgehend übernom-
men – und damit die Gefühlswelt der 
Menschen. Rage, Aufregung, ist ihre 
Währung. Und alle regen sich auf – wie 
denn auch nicht? Wir streiten über Gen-
dersternchen, als stünde der Fortbestand 
abendländischer Kultur auf der Kippe. In 
Berlin steht und fällt eine mögliche neue 
Regierung, die Umfragen zufolge ge-
wählt wurde, um etwas gegen überhöhte 
Mieten, schlechte Verkehrspolitik und 
die Ausdünnung öffentlicher Daseinsfür-
sorge zu tun, mit der Frage, wie man es 
mit Israel hält. Man könnte den Eindruck 
gewinnen, der Antisemitismus sei gerade 
erst am Rosa-Luxemburg-Platz erfunden 
worden und weiß nicht mehr, was üb-
ler ist, das abgeschmackte Abfeiern des 
Hamas-Terrors als Widerstand oder die 
Bigotterie der Partei von Hans Globke, 
Theodor Oberländer, Eduard Dreher und 
Kurt Georg Kiesinger. Die Union, deren 
aktueller Parteichef und Kanzler Antise-
mitismus als »perfideste Form der Aus-
länderfeindlichkeit« bezeichnet und die 
israelische Flagge eine »Judenfahne« 
nennt, zeigt mit Gejohle auf Neuköllner 
Yallahyallah-Antisemiten und Hamas-
Versteher, während ihr Kreisverband in 
Heidenau/Sachsen gemeinsam mit der 
AfD einen Antrag durchbringt, der die 
Verlegung weiterer Stolpersteine zur Er-
innerung an die verfolgten und ermorde-
ten Juden aus dem Städtchen untersagt. 

So bewirkt die allgemeine Hysterie, die 
mit einer beständigen Uminterpretation 
von Begriffen einhergeht, dass mit jedem 
neuerlichen Skandal ein paar mehr zuvor 
als vernünftig wahrgenommene Zeitge-
nossen aus der Kurve fliegen, während 

die übrigen sich in ihren monadischen 
Social-Media-Welten Mut zureden und 
mahnen, der Anfänge zu wehren. Es ist 
das Pfeifen im Walde. Nur, dass der böse 
Wolf uns bereits am Bein gepackt hat. 

Was also tun – außer warten, sich erhän-
gen und der immer nächsten Aufregung, 
den bad news nachzujagen? Vielleicht 
eine Idee des sehr geschätzten und lei-
der verstorbenen Frankfurter Strafver-
teidigers Thomas Kieseritzky aufgreifen, 
der vor fast 20 Jahren vorschlug, man 
solle das private Fernsehprogramm für 
einen Tag abschalten, um den Menschen 
die Chance zu geben, auf dem Wege 
eines Entzugsschocks wieder zur Ver-
nunft zu kommen. Heute müsste man 
schon das gesamte Internet lahmlegen, 
um die Fähigkeit zu restituieren, anders 
als in jenem Jargon der Eigentlichkeit zu 
denken, der den Weg ins Autoritäre stol-
perfrei asphaltiert – zumindest aber die 
Social Media Dienste. Nicht für Kinder, 
wie derzeit überall gefordert. Die sind 
gar nicht das Problem. Ein Social Media 
Verbot für Menschen über 40 wäre ein 
erster, wiewohl wichtiger Schritt. Aber 
was wetten wir – da traut sich die Justiz-
ministerin wieder nicht ran.

Oder man sieht ein, nicht mehr an al-
len Orten und bei jedem Thema zu »den 
Vielen« zu gehören, zur übergangenen 
Mehrheit. Einigermaßen bei klarem Ver-
stand zu bleiben, ist derzeit schon eine 
Aufgabe, deren Lösung immer weniger 
Menschen gelingt; eine »schier unlösba-
re Aufgabe«, schrieb Adorno, »sich we-
der von der Macht der anderen, noch von 
der eigenen Ohnmacht dumm machen zu 
lassen.«     

Einen wirklich sehr kleinen Schritt ge-
hen wir mit der Rückkehr zu dieser ganz 
analogen, gedruckten und zerfledderba-
ren Ausgabe des Freispruch. Die letzte 
Nummer erschien 2025 noch rein digital, 
was nicht nur bestenfalls halber Spaß ist, 
sondern auch an der Sache vorbei geht. 
Wer will schon ein Magazin ausschließ-
lich elektronisch lesen? Online-Texte 
müssen kurz sein, gerne mit Angabe der 
Lesezeit (bevorzugt unter einer Minute). 
Dazu eignen sich die Beiträge im Frei-
spruch nicht. Wir haben daher einen Teil 
der Texte aus Nummer 17 in dieses Heft 
aufgenommen, weil sie zu gut sind, um 
als ungelesene Datei auf irgendeinem 
Server zu liegen. 

Alles weitere lesen Sie bitte selbst nach. 
In der S-Bahn auf dem Weg zum Ge-
richt, im Liegestuhl am Strand, vor dem 
Einschlafen im Bett. Egal. Hauptsache 
sie lesen es. Und bewahren weiter Con-
tenance. Vielleicht fällt uns in der Zwi-
schenzeit ein, was sonst noch zu tun 
wäre.
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